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Sa. 9.00–12.00 Uhr
So. 11.00–17.00 Uhr Interne Kritik am „System Merkel“

Trotz Machtwortes wird die Kanzlerin immer noch parteiintern attackiert

Berlin. Auch mit ihrem jüngs-
ten Machtwort hat Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) die
parteiinternen Kritiker nicht
zur Ruhe gebracht. Der Chef
der Unions-Mittelstandsverei-
nigung, Josef Schlarmann
(CDU), fachte die Diskussion
um Merkels Führungsstil am
Wochenende neu an. Schlar-
mann warf der CDU-Chefin
vor, interne Debatten zu unter-
drücken und die CDU inhalt-
lich auszubluten. Führende
CDU-Politiker nahmen die
Kanzlerin dagegen in Schutz.
Selbst aus der CSU und der
FDP bekam Merkel Beistand.

Der Unmut in der CDU
schwelt seit längerem. In den
vergangenen Wochen hatten
CDU-Politiker Merkel immer
wieder Führungsfehler vorge-
worfen und moniert, sie regiere

zu kühl und emotionslos. Mer-
kel rief ihre Kritiker daraufhin
selbst zur Ordnung. In einer Sit-
zung der Unions-Fraktion sagte
die CDU-Chefin Teilnehmern
zufolge, so gehe es nicht weiter
und kündigte an, sich Kritiker
künftig „persönlich“ vorzuneh-
men.

Schlarmann legte trotzdem
nach. „Unter Merkel wurde der
Einfluss der Partei marginali-
siert“, sagte er, „die Folgen sind

nicht zu übersehen: Unsere
Mitglieder sind unglücklich,
viele völlig frustriert.“ Von
einer echten Debattenkultur
könne in der CDU keine Rede
mehr sein. „Im System Merkel
werden Entscheidungen zentral
getroffen, von oben nach un-
ten.“ Das sei in einer Parteien-
demokratie „bedenklich“. Selbst
Beiträge von Mitgliedern des
Parteivorstandes würden von
der Führung ignoriert.

Der CDU-Politiker mahnte,
es gebe Gründe, wegen der Kri-
se der CDU den Parteivorsitz
vom Posten des Kanzlers zu
trennen. Weil unter Merkel
aber die gesamte zweite Füh-
rungsmannschaft der CDU ver-
schwunden sei, gebe es „leider“
keine Alternative zu Merkel als
Parteichefin. Er warf Merkel
vor, wichtige Führungspersön-
lichkeiten der CDU wie den
scheidenden hessischen Minis-
terpräsidenten und CDU-Vize
Roland Koch absichtlich an
den Rand gedrängt zu haben.
„Man sollte den Mut haben,
Alternativen zu sich selbst zuzu-
lassen“, sagte er, „Frau Merkel
hat diesen Mut meines Erach-

tens leider nicht.“ Bundes-
finanzminister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) nahm Merkel gegen
die Vorwürfe aus den eigenen
Reihen in Schutz. Auch Vor-
haltungen, die CDU-Chefin sei
nicht konservativ genug, seien
„Quatsch“. Merkel habe viel
besser als fast alle ihrer Kritiker
verstanden, wie rasch sich die
Welt verändere und was das für
die Politik bedeute. Unions-
Fraktionschef Volker Kauder
(CDU) bezeichnete die Debatte
um Merkels Führungsstil als
„merkwürdig“. „Wenn Frau
Merkel führt und einen Kandi-
daten für das Amt des Bundes-
präsidenten vorschlägt, heißt es,
sie stimme sich zu wenig mit der
Partei ab“, sagte er, „wenn sie
sich bemüht, alle einzubinden,
heißt es, sie führe zu wenig.“

Unerwartete Unterstützung
bekam Merkel aus den Reihen
der Koalitionspartner. Die Vor-
sitzende der CSU-Frauenunion,
Angelika Niebler, lobte, Merkel
mache „einen sehr guten Job“.
Auch Bundesjustizministerin
Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger (FDP) würdigte Merkels
Führungsstil. (ddp)

Notfalls vor
Gericht ziehen
Berlin/Düsseldorf. SPD und
Grüne wollen eine mögliche
Laufzeitverlängerung für Atom-
kraftwerke notfalls vor dem
Bundesverfassungsgericht stop-
pen. „Wir würden dagegen kla-
gen und dem Gericht die
eigenen Gutachten der Bundes-
regierung als Begründung vorle-
gen“, sagte SPD-Chef Sigmar
Gabriel. „Selbst der Umweltmi-
nister Röttgen und CDU-Mi-
nisterpräsidenten warnen vor
einem Verfassungsbruch durch
Merkel und Westerwelle, die
den Bundesrat aushebeln wol-
len“, betonte er. Die SPD werde
nicht zulassen, dass die Bundes-
regierung einen „Kuhhandel
mit der Atomwirtschaft“ betrei-
be. Alte und störfallanfällige
Atommeiler weiterlaufen zu las-
sen, „nur um im Gegenzug von
der Atomwirtschaft Geld zu be-
kommen“, sei ein „unverant-
wortlicher Deal“. (ddp)

Blockadepolitik
in NRW
Düsseldorf. CDU-Oppositions-
führer Karl-Josef Laumann hat
eine Blockadepolitik gegen Rot-
Grün in Nordrhein-Westfalen
angekündigt. „Unsere Aufgabe
als Opposition ist es, der Min-
derheitsregierung so viele Ab-
stimmungsniederlagen wie mög-
lich beizubringen“, sagte der
CDU-Fraktionschef im NRW-
Landtag. SPD und Grüne hat-
ten CDU, FDP und Linke zur
Kooperation aufgerufen. Lau-
mann zeigte sich jedoch „bei
einem Thema“ kooperationsbe-
reit. Die Integration der Men-
schen mit Behinderungen in die
Schule sei ein fraktionsübergrei-
fendes Thema. (ddp)

Stipendienkurs
„eine Sauerei“
Frankfurt/Main. Die SPD kriti-
siert die Entscheidung des Bun-
desrats, ein Elite-Stipendien-
programm einzuführen, die
BAföG-Empfänger in Deutsch-
land aber weiter auf mehr Geld
warten zu lassen. „Das ist Ver-
schwendung von Steuern und
Umverteilungspolitik von un-
ten nach oben“, sagte die Vize-
Chefin der SPD-Bundestags-
fraktion, Dagmar Ziegler. „Die
Krankenschwester finanziert
mit ihren Steuern das Stipendi-
um für den Ärztesohn.“ Die frü-
here sächsische Kultusministe-
rin Eva-Maria Stange (SPD),
sagte der Zeitung: „Die Ent-
scheidung für das Stipendien-
programm ist eine riesige Saue-
rei.“ (ddp)

Absolutes
Rauchverbot ?
Braunschweig. Nach dem
bayerischen Volksentscheid zum
Rauchverbot soll der Bundestag
voraussichtlich im ersten Halb-
jahr 2011 über ein bundeswei-
tes, absolutes Rauchverbot in
Gaststätten entscheiden. Die
Vorsitzende des Bundestags-Ge-
sundheitsausschusses, Carola
Reimann (SPD), sagte, eine
fraktionsübergreifende Gruppe
von Bundestagsabgeordneten
habe sich darauf verständigt,
einen Gesetzentwurf für ein
bundesweit einheitliches
Rauchverbot in den nächsten
Monaten auszuarbeiten und
spätestens Anfang nächsten
Jahres in das parlamentarische
Verfahren einzubringen. Die
Vorbereitungen sollten bereits
in der kommenden Woche be-
ginnen. (ddp)

Einigkeit hielt nicht lange
Nach dem gemeinsamen Gesundheits-Finanzierungsplan gibt es interne Kritik

Berlin. Die Einigkeit der
schwarz-gelben Koalition über
die künftige Finanzierung des
Gesundheitssystems hat nicht
lange angedauert. Wenige Tage
nach der Vorstellung der ge-
meinsamen Pläne regt sich Wi-
derstand in den Unions-
Reihen. Der bayerische Ge-
sundheitsminister Markus Söder
(CSU) bezeichnete den Kom-
promiss am Wochenende als
„politisch schwer vermittelbar“
und stellte die Wirkung des
Konzepts in Frage. Auch CSU-
Chef Horst Seehofer stichelte,
das Modell werde nicht auf
Dauer tragen. Beschwerden ka-
men aber ebenso aus der CDU.
Sachsens Ministerpräsident Sta-
nislaw Tillich (CDU) kündigte
Widerstand gegen die geplanten
Beitragserhöhungen an.

Nach monatelangem Streit
hatten sich die Spitzen von
Union und FDP vor wenigen
Tagen auf die künftige Finanzie-
rung der gesetzlichen Kranken-
versicherung verständigt. Der
allgemeine Kassenbeitrag soll
von 14,9 auf 15,5 Prozent stei-
gen. Die Krankenkassen kön-
nen künftig auch höhere Zu-
satzbeiträge von ihren Mitglie-
dern verlangen. Vorgesehen
sind außerdem Milliardenein-
sparungen bei Arzneimitteln,
Ärzten, Krankenhäusern und
den Verwaltungskosten der Ver-
sicherer. Die Koalition will mit
den Beitragserhöhungen und
Einsparungen die wachsenden
Finanzlücken im Gesundheits-
system schließen.

Söder lehnte es ab, steigen-
de Gesundheitskosten aus-
schließlich über Zusatzbeiträge
zu finanzieren. Keiner könne
„unbegrenzt Kosten auf die Ver-
sicherten übertragen“, sagte er.

„Das ist politisch schwer ver-
mittelbar.“ Als Kompromiss sei
die Reform zwar „tragbar“,
„langfristig bleibt es aber sicher
bei unterschiedlichen gesell-
schaftspolitischen Auffassungen
von Gesundheitspolitik“.

Die Pläne der Regierung für
die Zusatzbeiträge seien „noch
recht vage formuliert“, kritisier-
te Söder, „wie das in der Praxis
funktionieren soll, ist noch un-
klar.“ Er sei auch „skeptisch“,
dass sich die Finanzlage der Kas-
sen über das Jahr 2011 hinaus
durch die Reform bessere.
„Wahrscheinlich müssen wir
dann wieder über die Finanzie-
rung der gesetzlichen Kranken-
versicherung nachdenken“, sag-
te er, „die jetzige Reform kann

nur ein Zwischenschritt sein.“
Seehofer sieht die Pläne ebenso
wenig als Dauerlösung. „Ich
kann immer nur schmunzeln,
wenn ich wieder tapfere Politi-
kerinnen und Politiker höre, die
dann sagen ,Jetzt haben wir die
langfristige Finanzierung gefun-
den und die wird auf Dauer hal-
ten.‘ – Pustekuchen“, sagte der
frühere Bundesgesundheitsmi-
nister. Mit einer Reform könne
für „einige Jahre“ ein System
stabilisiert werden, nicht aber
auf Dauer.

Deutlicher Widerspruch
kam auch aus Sachsen. Der dor-
tige Regierungschef Tillich sag-
te: „Es gibt erheblichen Ge-
sprächsbedarf. Das, was da in
Berlin vorgelegt wurde, kann

definitiv nicht das Ergebnis
sein.“ Höhere Krankenversiche-
rungsbeiträge hätten schädliche
Folgen für die Wirtschaft, ins-
besondere für die Arbeitsplätze.
Das sei für Ostdeutschland eine
zusätzliche Belastung, weil be-
reits mit der Einführung des Ge-
sundheitsfonds die Kassenbei-
träge erhöht worden seien.
„Entscheidungen, die zu Lasten
einzelner Regionen gehen,
kann ich nicht mittragen“, kün-
digte der CDU-Politiker an.

Ein hartes Urteil fällte auch
der Chef der Unions-Mittel-
standsvereinigung, Josef Schlar-
mann (CDU): „Was da jetzt als
Gesundheitsreform verkauft
wird, hat den Namen nicht ver-
dient.“ (ddp)

Geringverdienern steht anhand der Finanzierungspläne für das Gesundheitssystem das Wasser bis zum
Hals. Die von Gesundheitsminister Philipp Rösler (hier links dargestellt) durchgesetzten Pläne werden
jetzt auch wieder innerhalb der Koalition kritisiert. Foto: ddp

Auch nach ihrem Machtwort sieht sich Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) mit parteiinterner Kritik konfrontiert. Foto: ddp
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